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Der Verband österreichischer Leasing-Gesellschaften („VÖL“) ist die Interessenvertretung der 
österreichischen Leasingwirtschaft. Wir erlauben uns, zum Consultation Paper der Authority for 
Anti-Money Laundering and Countering the Financing of Terrorism („AMLA“) betreffend die 
Leitlinien zur laufenden Überwachung von Geschäftsbeziehungen gemäß Art 26 Abs 5 der 
Verordnung (EU) 2024/1624 („AMLR“) Stellung zu nehmen. 

Wir begrüßen grundsätzlich das Ziel der AMLA, eine einheitliche, wirksame, verhältnismäßige 
und risikobasierte Anwendung der Pflichten zur laufenden Überwachung sicherzustellen. Positiv 
hervorzuheben sind insbesondere die technologische Neutralität, die Anerkennung manueller, 
teilautomatisierter und automatisierter Verfahren sowie der risikobasierte Ansatz bei der 
Aktualisierung abgelaufener Identitätsdokumente. Aus Sicht der österreichischen 
Leasingwirtschaft besteht jedoch in mehreren Punkten Klarstellungs- und Änderungsbedarf. Die 
Leitlinien sind horizontal für sehr unterschiedliche Finanz- und Nichtfinanzunternehmen 
konzipiert. Ohne ausdrückliche Berücksichtigung objektbezogener Finanzierungen besteht das 
Risiko, dass auf Leasinggesellschaften Anforderungen übertragen werden, die primär für 
kontobasierte Zahlungs- und Transaktionsgeschäfte entwickelt wurden und im Leasinggeschäft 
weder risikoadäquat noch technisch sinnvoll umsetzbar sind. 

Verband Österreichischer Leasing-Gesellschaften 

Der Verband Österreichischer Leasing – Gesellschaften (VÖL) wurde im Jahre 1983 gegründet und ist die 
Interessenvertretung der österreichischen Leasing-Wirtschaft. In Österreich gibt es derzeit über 886.000 
laufende Leasingverträge über eine Gesamtsumme von 28,6 Mrd. Euro. Der VÖL vertritt einerseits die 
Interessen und Anliegen der Leasingwirtschaft und fungiert andererseits als Bindeglied zur Wirtschaft und 
Dialogpartner zur Öffentlichkeit. 

Kontakt : Generalsekretärin Dr. Magdalena Gruber, BSc (WU), voel@leasingverband.at  
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Executive Summary 
Aus Sicht der österreichischen Leasingwirtschaft ist besonders wichtig, dass Leasing nicht mit 
kontobasierten Zahlungs- oder Transaktionsgeschäften gleichgesetzt wird. Leasing ist 
typischerweise eine objektbezogene Finanzierung mit langfristigen Vertragsbeziehungen, 
festgelegten Leasingobjekten und weitgehend vorhersehbaren Zahlungsströmen. 
Leasinggesellschaften führen regelmäßig keine Zahlungskonten für Kunden und ermöglichen 
keine frei disponierbaren Kundentransaktionen. Die laufende Überwachung sollte daher primär 
an Vertragsdaten, Zahlungsabweichungen, Änderungen des Leasingobjekts, vorzeitigen 
Ablösen, Vertragsübernahmen, Änderungen von Zahlern oder Bankverbindungen sowie 
Auffälligkeiten bei Händlern, Lieferanten oder Vermittlern anknüpfen. 

Wir regen daher Klarstellungen zur Verhältnismäßigkeit, zur risikobasierten Aktualisierung von 
Kundendaten, zum Umgang mit abgelaufenen Identitätsdokumenten, zur Tiefe periodischer und 
anlassbezogener Überprüfungen sowie zur Einschränkung oder Beendigung bestehender 
Geschäftsbeziehungen an. Einzelne fehlende oder veraltete Informationen sollten nicht 
automatisch zu einer Suspendierung oder Beendigung führen; vielmehr sind Materialität, 
Kundenrisiko, vorhandene Informationen und alternative zuverlässige Quellen zu 
berücksichtigen. 

Im Bereich der Transaktions- und Aktivitätsüberwachung sollte ausdrücklich anerkannt werden, 
dass bei objektbezogenen Finanzierungen eine vertrags- und ereignisbasierte Überwachung den 
Anforderungen des Art 26 AMLR entsprechen kann. Eine bankkontenähnliche 
Echtzeitüberwachung oder eine technische Vollintegration sämtlicher Systeme und 
Datenbestände darf nicht ohne risikobasierte Erforderlichkeit verlangt werden. 

Ferner sollten Händler, Vermittler und Vertriebspartner nicht automatisch als Auslagerung oder 
reliance qualifiziert werden. Maßgeblich muss die konkret übernommene Funktion sein. Ebenso 
sollte der Einsatz manueller, teilautomatisierter oder automatisierter Verfahren 
technologieneutral beurteilt werden; Automatisierung, KI-gestützte Verfahren und 
Drittanbietersysteme können hilfreich sein, dürfen aber nicht faktisch zur Pflicht werden und 
müssen mit Geschäftsgeheimnissen sowie praktikablen Validierungsanforderungen vereinbar 
bleiben. 

Abschließend ersuchen wir um eine angemessene, mit den weiteren AMLA-Instrumenten 
abgestimmte Implementierungsphase von mindestens zwölf Monaten ab Veröffentlichung der 
finalen Leitlinien. Nur so können Gap-Analysen, Prozessanpassungen, technische 
Entwicklungen, Validierungen, Vertragsänderungen und Schulungsmaßnahmen sachgerecht 
umgesetzt werden, ohne die unmittelbar geltenden AMLR-Pflichten zu beeinträchtigen. 

  

mailto:voel@leasingverband.at


 

 
Seite 3 von 19                      Verband Österreichischer Leasing-Gesellschaften 

1030 Wien, Invalidenstrasse 1/11A 
Tel: +431/714 29 40,  voel@leasingverband.at 

ZVR: 897738196 UID: ATU63928557 

Inhaltsübersicht 
Executive Summary ............................................................................................................................. 2 

Inhaltsübersicht .................................................................................................................................. 3 

1. Besonderheiten des Leasinggeschäfts ............................................................................................... 3 

2. Allgemeine Grundsätze und Verhältnismäßigkeit – Absätze 1 bis 10 ..................................................... 4 

3. Aktualisierung von Kundendaten und Informationsquellen – Absätze 12 bis 15 ..................................... 5 

4. Abgelaufene Identitätsdokumente – Absätze 16 bis 18 ........................................................................ 6 

5. Periodische Aktualisierung, Mittelherkunftsprüfung – Absätze 19 bis 23 ............................................... 6 

6. Anlassbezogene Überprüfungen – Absätze 24 bis 29 ........................................................................... 8 

7. Einschränkung oder Beendigung der Geschäftsbeziehung – Absätze 30 bis 33 ..................................... 9 

8. Transaktions- und Aktivitätsüberwachung – Absätze 34 bis 45 ........................................................... 11 

9. Sanktionen-Compliance ................................................................................................................. 11 

10. Händler, Vermittler, Vertriebsnetze und Konzernstrukturen – Absatz 37 ............................................ 12 

12. Kundenprofile und erwartetes Verhalten – Absätze 51 bis 57 ........................................................... 13 

13. Bewertung und automatisierte Schließung von Überwachungsergebnissen – Absätze 77 bis 79......... 14 

14. Interne Kontrollen, Datenqualität und laufende Validierung – Absätze 80 bis 86 ................................ 15 

15. Einsatz von Technologie, künstlicher Intelligenz und Drittanbietern – Absätze 87 bis 95 ..................... 15 

16. Zusammenspiel mit weiteren AMLA-Instrumenten ......................................................................... 16 

17. Übergangs- und Umsetzungsfrist ................................................................................................... 16 

18. Antworten auf die Konsultationsfragen........................................................................................... 17 

19. Schlussbemerkung ....................................................................................................................... 19 

 

1. Besonderheiten des Leasinggeschäfts 
Leasing ist typischerweise eine objektbezogene Finanzierung mit einer langfristigen 
Vertragsbeziehung, einem im Vorhinein festgelegten Finanzierungsgegenstand und weitgehend 
vorhersehbaren Zahlungsströmen. Die Leasinggesellschaft führt grundsätzlich kein 
Zahlungskonto für den Kunden und ermöglicht diesem regelmäßig keine frei disponierbaren 
Transaktionen. Die Auszahlung erfolgt typischerweise in engem Zusammenhang mit dem Erwerb 
des Leasingobjekts; anschließend bestehen überwiegend vertraglich bestimmte 
Leasingentgelte. 

Die laufende Überwachung kann daher nicht in jeder Hinsicht nach denselben Maßstäben 
erfolgen wie bei Girokonten, Zahlungsdiensten oder sonstigen Produkten mit einer hohen Zahl 
frei initiierter Transaktionen. Für Leasinggesellschaften stehen vielmehr risikorelevante 
Ereignisse während des Lebenszyklus des Leasingvertrags im Vordergrund. Dazu können 
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insbesondere Änderungen der Eigentums- oder Kontrollstruktur des Kunden, Änderungen des 
Zahlers oder der Bankverbindung, ungewöhnliche Vorauszahlungen, vorzeitige Vertragsablösen, 
Vertragsübernahmen, Änderungen des Leasingobjekts oder seines Verwendungsorts sowie 
Auffälligkeiten im Zusammenhang mit Händlern, Lieferanten oder sonstigen Vertriebspartnern 
zählen. 

Die Leitlinien sollten ausdrücklich anerkennen, dass eine anhand solcher Ereignisse und der 
vertraglich erwarteten Zahlungsströme ausgestaltete Überwachung den Anforderungen des Art 
26 AMLR entsprechen kann. Eine Verpflichtung zu einer bankkontenähnlichen 
Echtzeitüberwachung sollte daraus nicht abgeleitet werden. 

2. Allgemeine Grundsätze und Verhältnismäßigkeit – Absätze 1 bis 10 
Die österreichische Leasingbranche unterstützt die in den Absätzen 1 bis 10 verankerten 
Grundsätze der Risikoorientierung und Verhältnismäßigkeit. Positiv ist insbesondere, dass die 
Ausgestaltung, Kalibrierung und Intensität der laufenden Überwachung an der Art, dem Risiko, 
der Komplexität und dem Umfang des Geschäftsmodells auszurichten sind. 

Aus Sicht der Leasingwirtschaft sollte jedoch deutlicher festgehalten werden, dass auch die Art 
des Produkts, die Vorhersehbarkeit der Zahlungsströme und der Umfang der dem Verpflichteten 
tatsächlich und rechtmäßig verfügbaren Transaktionsdaten maßgebliche Kriterien darstellen. 
Die bloße Größe eines Kundenbestands oder ein hohes Volumen standardisierter Verträge darf 
nicht automatisch die Verpflichtung zu besonders komplexen Überwachungssystemen 
auslösen. 

Auslegungskommentar: 

Nach Auffassung des VÖL sollte bei der Anwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
ausdrücklich berücksichtigt werden, in welchem Umfang der Verpflichtete Kundentransaktionen 
tatsächlich ausführt, kontrolliert oder rechtmäßig einsehen kann. 

“When applying the principle of proportionality, obliged entities should also take into account 
the nature of the product or service, the predictability of contractual payment flows, the extent 
to which the obliged entity executes or controls customer-initiated transactions, and the 
transaction and activity data lawfully available to it. Obliged entities are not required to 
implement monitoring measures that do not materially enhance the identification and 
escalation of the ML/TF risks to which they are exposed.” 

Begründung: 

Bei standardisierten Leasingprodukten sind die erwarteten Zahlungen weitgehend vertraglich 
festgelegt. Eine Überwachung, die an Vertragsdaten, Abweichungen von vereinbarten 
Zahlungsströmen und risikorelevanten Ereignissen anknüpft, kann wirksamer sein als die 
Übernahme von Szenarien aus dem Zahlungsverkehr. 
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Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Ohne diese Klarstellung besteht die Gefahr unterschiedlicher Aufsichtserwartungen und einer 
faktischen Gleichsetzung von Leasinggesellschaften mit kontoführenden Instituten. Dies würde 
erhebliche Investitionen in technisch ungeeignete Systeme auslösen, ohne zwangsläufig die 
Erkennung von Geldwäsche- oder Terrorismusfinanzierungsrisiken zu verbessern. 

3. Aktualisierung von Kundendaten und Informationsquellen – Absätze 
12 bis 15 
Der VÖL begrüßt, dass die Leitlinien unterschiedliche Informationsquellen zulassen, darunter 
öffentliche Register, kommerzielle Datenanbieter, Informationen anderer Verpflichteter und 
unmittelbare Bestätigungen des Kunden. 

Insbesondere bei unveränderten Geschäftsbeziehungen mit niedrigem oder moderatem Risiko 
sollte eine Bestätigung des Kunden in Verbindung mit einer Prüfung geeigneter Register 
grundsätzlich ausreichen können. Eine erneute Anforderung sämtlicher bereits vorliegender 
Dokumente wäre weder risikobasiert noch mit dem Grundsatz der Datenminimierung vereinbar. 

Die in Absatz 14 enthaltene Anforderung, bei einer Bestätigung durch einen Vertreter zu 
beurteilen, ob dieser über die erforderlichen Kenntnisse und Vertretungsbefugnisse verfügt, ist 
grundsätzlich nachvollziehbar. Unklar bleibt jedoch, wie weit die Prüfung der „notwendigen 
Kenntnisse“ reichen soll. Eine Leasinggesellschaft sollte sich grundsätzlich auf dokumentierte 
Vertretungsbefugnisse, Registerinformationen und die übliche Funktion des Vertreters verlassen 
können, sofern keine Zweifel oder sonstigen Risikofaktoren bestehen. 

Auslegungskommentar: 

“Where the customer or its duly authorised representative confirms that previously collected 
information remains unchanged, obliged entities may rely on that confirmation, supplemented 
where appropriate by reliable register or database checks, unless the customer’s risk profile, 
inconsistencies or other relevant circumstances require further verification.” 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Ergänzung vermeidet unnötige Mehrfacherhebungen und entspricht den 
Grundsätzen der Datenminimierung und Richtigkeit nach Art 5 Abs 1 lit. c und d sowie dem 
Grundsatz des Datenschutzes durch Technikgestaltung nach Art 25 DSGVO. (EUR-Lex) 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Eine zu weitgehende Nachweispflicht würde insbesondere bei großen Beständen langjähriger 
und unveränderter Leasingverträge zu wiederholten Kundenkontakten und zur Verarbeitung 
zusätzlicher personenbezogener Daten führen, ohne dass damit in jedem Fall ein 
entsprechender Risikominderungseffekt verbunden wäre. 

mailto:voel@leasingverband.at
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4. Abgelaufene Identitätsdokumente – Absätze 16 bis 18 
Wir unterstützen das Vorhaben, dass der Ablauf eines Identitätsdokuments nicht automatisch 
die Verpflichtung zur Einholung eines neuen Dokuments auslösen soll. Die vorgesehene 
Einzelfallbeurteilung nach dem Kundenrisiko, dem Ausstellungsstaat, der Dauer seit Ablauf, den 
Sicherheitsmerkmalen und allfälligen Zweifeln an der Identität entspricht dem risikobasierten 
Ansatz. 

Diese Regelung ist insbesondere für langfristige Leasingverträge von Bedeutung. Bei einer bei 
Vertragsbeginn ordnungsgemäß identifizierten Person führt der bloße Ablauf des damals 
gültigen Identitätsdokuments nicht für sich allein zu einer Änderung der Identität oder des 
Risikos der Geschäftsbeziehung. Die von AMLA bevorzugte risikobasierte Lösung vermeidet 
erhebliche administrative Belastungen bei großen Bestandskundenportfolios. 

Klarzustellen wäre, dass dieser Ansatz auch für Identitätsdokumente wirtschaftlicher 
Eigentümer und vertretungsbefugter Personen gilt, soweit keine Änderung dieser Personen oder 
sonstige Zweifel vorliegen. 

Konkrete Klarstellung erforderlich: 

Absatz 16 sollte um folgenden Satz ergänzt werden: 

“The mere expiry of an identification document should not, in itself, require re-verification of the 
identity of an existing customer, beneficial owner or representative where the identity was 
previously verified, the relevant information remains accurate and no risk-relevant change or 
doubt has been identified.” 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Ohne diese ausdrückliche Klarstellung könnte die Regelung von einzelnen Aufsichtsbehörden 
weiterhin als faktische Pflicht zur regelmäßigen Neueinholung sämtlicher Identitätsdokumente 
ausgelegt werden. 

5. Periodische Aktualisierung, Mittelherkunftsprüfung – Absätze 19 bis 
23 
Wir begrüßen, dass die periodische Überprüfung nicht zwingend eine vollständige Wiederholung 
der ursprünglichen Kundenprüfung darstellen soll und dass Tiefe und Intensität risikobasiert 
angepasst werden können. 

Absatz 20 beschränkt die Möglichkeit einer vereinfachten Überprüfung bei unveränderten 
Aktivitäten allerdings ausdrücklich auf Kunden mit niedrigem Risiko. Aus Sicht des VÖL sollte 
eine Anpassung der Prüfungstiefe auch bei sonstigen, nicht als Hochrisiko eingestuften 
Geschäftsbeziehungen möglich sein, wenn das Produkt unverändert fortgeführt wird, keine 
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neuen Leistungen erbracht werden, kein auslösendes Ereignis vorliegt und die vorhandenen 
Informationen weiterhin zur Steuerung des Risikos ausreichen. 

Gerade bei Leasingverträgen können über mehrere Jahre dieselben vertraglich festgelegten 
Leasingentgelte geleistet werden, ohne dass ein neuer Geschäftsvorgang oder eine 
Risikoänderung eintritt. In diesen Fällen sollte eine register- und systemgestützte Überprüfung 
einschließlich PEP-, Sanktions- und gegebenenfalls risikoadäquater Medienprüfung genügen 
können. Der Entwurf erkennt bereits an, dass die Prüfungstiefe bei unveränderter Aktivität 
angepasst werden kann. 

Auslegungskommentar: 

“Where the same activity continues without material change, obliged entities may adjust the 
depth and intensity of periodic reviews for customers other than high-risk customers, provided 
that no triggering event has occurred, the available information remains sufficient to manage the 
identified risks and the decision is documented.” 

Begründung: 

Die gesetzlich vorgesehenen Überprüfungsintervalle bleiben unberührt. Die Ergänzung betrifft 
lediglich die Tiefe der innerhalb dieser Intervalle vorzunehmenden Überprüfung und stellt sicher, 
dass Ressourcen auf tatsächlich erhöhte Risiken konzentriert werden. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Eine Beschränkung auf formal als niedrig eingestufte Kunden könnte zu vollständigen 
Wiederholungsprüfungen bei stabilen Geschäftsbeziehungen mit durchschnittlichem Risiko 
führen, obwohl weder das Produkt noch das Kundenverhalten eine solche Intensität 
rechtfertigen. 

Absatz 20.1. nennt beispielhaft, wie eine in Tiefe und Intensität reduzierte Aktualisierung bei 
Unternehmenskunden ausgestaltet sein kann. Zur Vermeidung einer einseitigen Auslegung 
sollte ein entsprechendes Beispiel auch für Privatpersonen aufgenommen werden, etwa für 
langfristige, unveränderte Geschäftsbeziehungen mit gleichbleibenden vertraglichen Zahlungen 
und ohne risikorelevante Auffälligkeiten. 

Nach Absatz 21 ist die Prüfung der Mittelherkunft Bestandteil der periodischen 
Kundenüberprüfung. Absatz 22 sieht vor, dass Verpflichtete die Transaktions- oder 
Aktivitätshistorie heranziehen können, um zu beurteilen, ob die Mittelherkunft weiterhin mit dem 
erwarteten Kundenprofil übereinstimmt, insbesondere wenn die Mittel weiterhin aus denselben 
Quellen stammen. Diese Formulierung trägt jedoch in ihrer derzeitigen Fassung vor allem dem 
Blick kontoführender Institute auf laufende Zahlungskonten Rechnung. 

Leasinggesellschaften und andere Verpflichtete, die keine Zahlungskonten führen, verfügen 
regelmäßig nicht über einen laufenden Zugriff auf externe Transaktionsdaten des Kunden. Ein 
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solcher Zugriff wäre außerhalb der eigenen Geschäftsbeziehung typischerweise nur durch 
erneute Ansprache des Kunden und mit dessen Mitwirkung möglich. Eine Verpflichtung, im 
Rahmen jeder periodischen Kundenüberprüfung umfassende externe Transaktionsdaten 
einzuholen, würde solche Verpflichtete gegenüber kontoführenden Instituten sachlich nicht 
gerechtfertigt benachteiligen und sollte insbesondere bei Privatkunden und Einzelunternehmern 
vermieden werden. 

Konkrete Klarstellung zu Absatz 22 erforderlich: 

“Where obliged entities have structurally limited or no access to transaction data other than 
data relating to their own business relationship with the customer, they may instead review 
those transactions and activity data that are available to them within that business relationship. 
Where such an obliged entity is in a long-term business relationship in which the same activity 
continues without material change, a full review of all transaction data should be required only 
where a risk-relevant change, a new contract or another triggering event occurs, and not during 
every periodic customer review, in particular in relation to private customers, sole traders and 
comparable customer groups.” 

Begründung: 

Der Entwurf berücksichtigt an mehreren Stellen die Situation von Verpflichteten, die keinen oder 
nur eingeschränkten Zugang zu Transaktionsdaten haben. Dieser Grundsatz sollte auch bei der 
Mittelherkunftsprüfung im Rahmen periodischer Kundenüberprüfungen ausdrücklich gelten. Bei 
langfristigen Leasingbeziehungen mit unverändertem Vertragsgegenstand und vorhersehbaren 
Zahlungsströmen kann die Prüfung der innerhalb der eigenen Geschäftsbeziehung verfügbaren 
Zahlungs- und Aktivitätsdaten eine angemessene und verhältnismäßige Maßnahme darstellen. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Ohne Klarstellung könnte Absatz 22 als faktische Erwartung verstanden werden, auch außerhalb 
der eigenen Geschäftsbeziehung laufende Transaktionsdaten des Kunden einzuholen. Dies 
würde bei Verpflichteten ohne Kontoblick zu unverhältnismäßigen Kundenansprachen, 
zusätzlicher Datenverarbeitung und einer sachlich nicht gerechtfertigten Benachteiligung 
gegenüber kontoführenden Instituten führen. 

6. Anlassbezogene Überprüfungen – Absätze 24 bis 29 
Die nicht abschließende Aufzählung möglicher Auslöser einer anlassbezogenen Überprüfung ist 
grundsätzlich zweckmäßig. Zu begrüßen ist auch, dass interne Informationen, 
Überwachungsergebnisse, Register, die Zusammenarbeit unterschiedlicher 
Unternehmensbereiche, konzerninterne Informationen und die laufende Kundenkommunikation 
herangezogen werden können. 
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Die Begriffe „risk relevant event“ und „material change“ sollten jedoch konsistent verwendet 
und näher voneinander abgegrenzt werden. Nicht jede administrative Änderung darf eine 
vollständige Neubeurteilung des Kundenrisikos auslösen. Maßgeblich sollte sein, ob sich die 
Änderung nach vernünftiger Einschätzung auf die Identität des Kunden, den wirtschaftlichen 
Eigentümer, den Zweck der Geschäftsbeziehung oder das Geldwäsche- und 
Terrorismusfinanzierungsrisiko auswirken kann. 

Für das Leasinggeschäft sollten in den Erläuterungen insbesondere folgende mögliche Auslöser 
genannt werden: 

• ungewöhnliche Änderungen der zahlenden Person oder der Bankverbindung; 

• erhebliche oder wirtschaftlich nicht nachvollziehbare Vorauszahlungen; 

• unerwartete vorzeitige Ablösen durch den Kunden oder einen Dritten; 

• Vertragsübernahmen oder Änderungen in der Nutzung oder Verfügungsgewalt über das 
Leasingobjekt; 

• risikorelevante Änderungen bei Händler, Lieferant oder Vermittler; 

• Hinweise auf eine nicht vertragsgemäße Verbringung oder Verwertung des 
Leasingobjekts. 

Diese Aufzählung sollte ausdrücklich beispielhaft bleiben. Eine Verpflichtung, alle genannten 
Ereignisse in jedem Geschäftsmodell automatisiert zu erkennen, sollte daraus nicht abgeleitet 
werden. 

Auslegungskommentar: 

“A triggering event should lead to a reassessment of the customer risk profile only where the 
event constitutes, or may reasonably constitute, a material and risk-relevant change. Obliged 
entities may define and document materiality criteria appropriate to their products, services and 
business model.” 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Ohne Materialitätsschwelle könnten geringfügige Stammdatenänderungen unverhältnismäßig 
umfangreiche Prüfprozesse auslösen und erhebliche Fehlalarmvolumina verursachen. 

7. Einschränkung oder Beendigung der Geschäftsbeziehung – Absätze 
30 bis 33 
Aus Sicht des VÖL besteht in diesem Abschnitt wesentlicher Klarstellungsbedarf. 

Absatz 30 kann so verstanden werden, dass bereits die erfolglose Aktualisierung eines einzelnen 
Dokuments oder Datums zwingend zur Einstellung von Transaktionen und letztlich zur 
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Beendigung der Geschäftsbeziehung führen muss. Art 21 AMLR knüpft diese Rechtsfolgen 
jedoch daran, dass der Verpflichtete die erforderlichen Sorgfaltsmaßnahmen nicht erfüllen 
kann. Nicht jede fehlende Aktualisierung eines einzelnen, für das konkrete Risiko 
untergeordneten Datums bedeutet, dass die Kundenprüfung insgesamt nicht mehr erfüllt 
werden kann. 

Bei laufenden Leasingverträgen sind zudem bestehende vertragliche Verpflichtungen, die 
fortdauernde Eigentümerstellung der Leasinggesellschaft und die Abwicklung bereits 
begründeter Forderungen zu berücksichtigen. Eine Beschränkung sollte sich daher vorrangig auf 
neue Geschäfte, Vertragsausweitungen oder sonstige risikoerhöhende Änderungen beziehen. 
Die Entgegennahme vereinbarter Leasingentgelte oder die Durchführung von Maßnahmen zur 
Sicherung und Verwertung des Leasingobjekts darf nicht ohne differenzierte Risikoprüfung 
verhindert werden. Der Entwurf sieht zwar eine vorübergehende Einschränkung als 
Zwischenmaßnahme vor, stellt aber noch nicht hinreichend klar, wann tatsächlich von einer 
Unmöglichkeit der Erfüllung der Sorgfaltspflichten auszugehen ist. 

Konkrete Klarstellung erforderlich: 

Absatz 30 sollte wie folgt ergänzt werden: 

“The failure to obtain an individual updated document, data point or confirmation should not, in 
itself, be considered an inability to comply with the customer due diligence requirements. 
Obliged entities should first assess the materiality of the missing information, the customer’s 
risk profile, the information already available and whether the information can be obtained or 
verified from alternative reliable sources.” 

Zusätzlich sollte klargestellt werden: 

“Where appropriate, restrictions should primarily apply to the initiation of new business, the 
provision of additional products or services, or risk-increasing changes to the business 
relationship. They should not prevent the performance of pre-existing contractual obligations or 
the receipt of payments due, unless this is necessary to manage an identified ML/TF risk or 
required by applicable law.” 

Begründung: 

Eine abgestufte Vorgehensweise entspricht dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und verhindert, 
dass bloße Kommunikationsprobleme oder fehlende, nicht wesentliche Einzelinformationen 
automatisch zur Beendigung langfristiger Finanzierungsverträge führen. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Eine undifferenzierte Beendigungs- oder Suspendierungspflicht könnte zu erheblichen 
rechtlichen und operativen Problemen, zusätzlichen Ausfallsrisiken sowie einer sachlich nicht 
gerechtfertigten Belastung redlicher Kunden führen. 
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8. Transaktions- und Aktivitätsüberwachung – Absätze 34 bis 45 
Die Leasingbranche begrüßt insbesondere die Absätze 35 und 36, wonach Verpflichtete mit 
strukturell eingeschränktem Zugang zu Transaktions- oder Aktivitätsdaten alternative, 
verhältnismäßige Maßnahmen anwenden dürfen und solche Datenbeschränkungen nicht für 
sich allein als Mangel gelten, sofern sie dokumentiert und angemessen kompensiert werden. 
Diese Grundsätze sind für das Leasinggeschäft von zentraler Bedeutung. 

Absatz 34 lit. c verlangt eine Abdeckung aller Produkte und Dienstleistungen zur Erlangung eines 
ganzheitlichen Verständnisses des Kundenverhaltens. Der Begriff „covers all products and 
services“ sollte nicht dahin ausgelegt werden, dass sämtliche Daten aus unterschiedlichen 
Rechtsträgern, Konzernunternehmen oder technischen Systemen zwingend in einer 
einheitlichen Plattform zusammenzuführen sind. 

Erforderlich sollte eine risikoadäquate Abdeckung aller relevanten Produkte sein. Eine 
technische Vollintegration ist nur insoweit zu verlangen, als sie unter Berücksichtigung des 
Risikos, der Datenverfügbarkeit, des Datenschutzes und des Umsetzungsaufwands erforderlich 
und verhältnismäßig ist. 

Auslegungskommentar: 

“The monitoring framework should cover all relevant products and services in a risk-based 
manner. This does not require the use of a single technical platform or real-time monitoring 
where the obliged entity does not execute or control customer-initiated transactions. Functional 
coordination and the ability to identify material risks across relevant products may be 
sufficient.” 

Für objektbezogene Finanzierungen sollte ergänzend ein Beispiel aufgenommen werden: 

“For asset-based financing and leasing, monitoring may be based on contractual payment 
schedules, deviations from expected payments, changes affecting the financed or leased asset, 
relevant lifecycle events and other information available in the course of the business 
relationship.” 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Der Begriff der ganzheitlichen Überwachung könnte andernfalls als Verpflichtung zu 
umfassenden, konzernweiten Datenplattformen verstanden werden, auch wenn eine solche 
Zusammenführung keinen wesentlichen zusätzlichen Erkenntnisgewinn bietet. 

9. Sanktionen-Compliance 
Der VÖL unterstützt, dass im Rahmen der laufenden Überwachung auch Muster berücksichtigt 
werden sollen, die auf die Nichtumsetzung oder Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen 
hindeuten können. 
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Gleichzeitig sollte die Abgrenzung zwischen AML/CFT-Monitoring und den eigenständigen 
Sanktionskontrollen gewahrt bleiben. Der Entwurf hält selbst fest, dass die Leitlinien nicht 
regeln, wie Sanktionsrisiken vollständig in den Überwachungssystemen zu operationalisieren 
sind. Die Verpflichtung nach Absatz 34 lit. e ist daher auf solche Umgehungsindikatoren zu 
beschränken, die im Rahmen der vorhandenen Kunden-, Vertrags-, Objekt- und Zahlungsdaten 
tatsächlich erkennbar sind. 

Klarstellung erforderlich: 

“The requirement in point (e) applies only insofar as relevant indicators of targeted financial 
sanctions evasion are reasonably identifiable from the data and information available to the 
obliged entity within the scope of the business relationship. It does not replace or extend 
separate sanctions screening and compliance obligations.” 

10. Händler, Vermittler, Vertriebsnetze und Konzernstrukturen – Absatz 
37 
Leasinggesellschaften arbeiten regelmäßig mit Händlern, Lieferanten, Vermittlern und sonstigen 
Vertriebspartnern zusammen. Der VÖL unterstützt den Grundsatz, dass die Leasinggesellschaft 
für die Erfüllung ihrer eigenen Verpflichtungen verantwortlich bleibt. 

Die bloße Einbindung eines Händlers oder Vermittlers darf jedoch nicht automatisch als 
Auslagerung der laufenden Überwachung oder als „reliance“ im Sinne der AMLR qualifiziert 
werden. Entscheidend ist, welche konkrete Funktion der Partner tatsächlich übernimmt. Die 
Entgegennahme von Unterlagen, die Weiterleitung von Kundeninformationen oder die Meldung 
bestimmter Auffälligkeiten stellt nicht zwingend eine Auslagerung der Beurteilung oder 
Entscheidung dar. 

Zudem kann ein Vertriebspartner nur solche Daten übermitteln, die er tatsächlich erhebt und 
rechtmäßig weitergeben darf. Eine generelle Pflicht, Zugriff auf sämtliche Daten eines Händlers 
oder Vermittlers sicherzustellen, wäre nicht verhältnismäßig. 

Auslegungskommentar: 

“The use of an agent, dealer, intermediary or distribution partner should not, in itself, be 
considered outsourcing or reliance. The applicable governance, information access and control 
requirements should depend on the specific monitoring or customer due diligence functions 
actually performed by that party.” 

“Obliged entities should be required to obtain only information that is necessary, proportionate, 
lawfully accessible and relevant to the performance of their ongoing monitoring obligations.” 
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Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Eine zu weite Auslegung könnte zu umfassenden Neuverhandlungen bestehender 
Vertriebsverträge, unverhältnismäßigen Datenzugriffsrechten und erheblichen zusätzlichen 
Prüfpflichten gegenüber einer großen Zahl von Vertriebspartnern führen. 

11. Manuelle, automatisierte und teilautomatisierte Überwachung – Absätze 46 bis 50 

Der VÖL begrüßt die technologische Neutralität und die Anerkennung manueller Kontrollen. 
Kritisch erscheint jedoch die Formulierung in Absatz 46, wonach Überwachungssysteme „as a 
general rule“ automatisiert oder teilautomatisiert unterstützt werden sollen, wenn dies 
gerechtfertigt ist. Diese Formulierung könnte trotz der vorgesehenen Risikoorientierung als 
generelle Automatisierungsvermutung ausgelegt werden. 

Automatisierung kann bei standardisierten Massenprozessen zweckmäßig sein. Sie darf aber 
nicht allein aufgrund der Unternehmensgröße oder Kundenzahl verpflichtend werden. 
Entscheidend ist, ob die eingesetzte Lösung die relevanten Risiken tatsächlich besser erkennt. 

Konkrete Textänderung erforderlich: 

In Absatz 46 sollte die Wortfolge „as a general rule“ entfallen. Der betreffende Satz sollte lauten: 

“On the basis of their business-wide risk assessment, obliged entities should assess whether 
manual processes and controls are sufficient to achieve effective monitoring outcomes or 
whether automated or semi-automated systems and processes are justified.” 

Für zentral entwickelte Konzernsysteme sollte außerdem anerkannt werden, dass deren Regeln 
und Modelle gruppenweit validiert werden können, sofern lokale Produkt-, Kunden- und 
Risikobesonderheiten angemessen berücksichtigt werden. 

12. Kundenprofile und erwartetes Verhalten – Absätze 51 bis 57 
Der VÖL unterstützt die Verbindung zwischen Kundenprüfung, Risikoklassifizierung und 
laufender Überwachung. Bei Leasinggesellschaften kann das erwartete Kundenverhalten 
insbesondere anhand des Vertragszwecks, des Leasingobjekts, der Vertragslaufzeit, des 
vereinbarten Zahlungsplans und der bekannten Geschäftstätigkeit des Kunden definiert werden. 

Eine Pflicht zur Erhebung hypothetischer oder allgemein gehaltener Transaktionserwartungen, 
die mit dem konkreten Leasingprodukt nicht zusammenhängen, sollte vermieden werden. 

Die Nutzung von Referenz- oder Vergleichsgruppen nach den Absätzen 54 und 55 ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Bei standardisierten Leasingprodukten können insbesondere 
Produkt-, Objekt-, Branchen- oder Kundensegmente geeignete Vergleichsgruppen bilden, sofern 
individuelle Risikohinweise weiterhin berücksichtigt werden. 
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Auslegungskommentar: 

“For products with predetermined contractual payment flows, the expected customer profile 
may be based on the contractual payment schedule, the purpose and nature of the financing, 
the financed or leased asset and other relevant lifecycle information. Obliged entities are not 
required to collect expected transaction information that is not relevant to the product or service 
provided.” 

13. Bewertung und automatisierte Schließung von 
Überwachungsergebnissen – Absätze 77 bis 79 
Die österreichische Leasingbranche unterstützt die Anforderungen an Objektivität, 
dokumentierte Entscheidungslogik und wirksame menschliche Aufsicht. Die Einschränkung 
automatisierter Schließungen in Absatz 78 erscheint jedoch zu pauschal, soweit jede 
automatisierte Schließung im Zusammenhang mit Kunden höheren Risikos ausgeschlossen 
werden könnte. 

Auch bei einem Kunden höheren Risikos können klar definierte, technisch einfache und 
nachweislich nicht risikorelevante Hinweise entstehen. Eine zwingende manuelle Bearbeitung 
sämtlicher solcher Fälle bindet erhebliche Ressourcen, ohne in jedem Fall zu einer verbesserten 
Risikoerkennung zu führen. 

Vorgeschlagene Änderung: 

“Automated closure may also be applied to predefined, low-complexity monitoring outputs 
relating to higher-risk customers where the output itself does not indicate heightened or 
material ML/TF risk and where enhanced safeguards, periodic sampling, validation and 
escalation criteria are in place.” 

Begründung: 

Die Entscheidung über eine automatisierte Schließung sollte vom Inhalt und Risiko des 
konkreten Hinweises sowie von der nachgewiesenen Wirksamkeit der Entscheidungslogik 
abhängen und nicht ausschließlich von der allgemeinen Risikoklasse des Kunden. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Eine pauschale manuelle Bearbeitungspflicht würde bei großen Kundenbeständen zu 
erheblichen wiederkehrenden Personalkosten und zu einer Verlagerung von Ressourcen weg von 
tatsächlich risikorelevanten Fällen führen. 
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14. Interne Kontrollen, Datenqualität und laufende Validierung – 
Absätze 80 bis 86 
Die ergebnisorientierte Wirksamkeitsbeurteilung in Absatz 84 wird ausdrücklich begrüßt. Die 
Wirksamkeit eines Systems sollte nicht allein anhand der Zahl der erzeugten Hinweise oder 
Verdachtsmeldungen beurteilt werden. 

Die Häufigkeit und Tiefe von Tests und Validierungen sollte risikobasiert festgelegt werden. Nicht 
jede Anpassung eines Schwellenwerts oder einer Regel darf eine vollständige Neuvalidierung 
des gesamten Systems auslösen. Maßgeblich sollten die Wesentlichkeit der Änderung und ihre 
möglichen Auswirkungen auf die Erkennungsleistung sein. 

Bei gruppenweit eingesetzten oder von externen Anbietern entwickelten Systemen sollten 
zentrale Tests, unabhängige Prüfberichte und Validierungen grundsätzlich herangezogen werden 
dürfen. Zusätzliche lokale Prüfungen sollten nur erforderlich sein, soweit lokale Daten, Produkte 
oder Risiken wesentlich abweichen. 

Die Verwendung synthetischer oder anonymisierter Daten für Tests wird begrüßt. Soweit 
Echtdaten erforderlich sind, sind die Vorgaben der Datenminimierung, Zweckbindung und 
angemessener technischer und organisatorischer Schutzmaßnahmen einzuhalten. 

Auslegungskommentar:  

“The frequency, scope and depth of testing and validation should be proportionate to the 
materiality of the monitoring framework, the risks addressed and the significance of any change. 
Obliged entities may rely on group-level, vendor or independent validation where its scope is 
relevant and any material local differences are appropriately assessed.” 

15. Einsatz von Technologie, künstlicher Intelligenz und Drittanbietern – 
Absätze 87 bis 95 
Der VÖL begrüßt, dass der Einsatz automatisierter oder fortgeschrittener analytischer Verfahren 
nicht verpflichtend sein soll und nicht für sich allein als Nachweis der Wirksamkeit gilt. Ebenfalls 
positiv ist die Klarstellung in Absatz 90, dass keine vollständige technische Interpretierbarkeit 
des zugrunde liegenden Modells verlangt wird. 

Absatz 91 könnte jedoch dazu führen, dass Verpflichtete hochentwickelte Systeme externer 
Anbieter nicht einsetzen können, wenn der Anbieter aus Gründen des Schutzes von 
Geschäftsgeheimnissen keine vollständigen technischen Details offenlegt. Für die 
aufsichtsrechtliche Beurteilung sollten auch andere Nachweise zulässig sein, etwa 
unabhängige Prüfberichte, Validierungsberichte, Leistungskennzahlen, dokumentierte 
Kontrollen, vertragliche Prüfungsrechte und nachvollziehbare Beschreibungen der relevanten 
Ein- und Ausgaben. 
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Auslegungskommentar: 

“Sufficient information may include system documentation, performance information, 
validation reports, independent assurance, contractual audit rights and other evidence 
proportionate to the materiality of the tool. Obliged entities should not be required to obtain or 
disclose proprietary source code or other protected technical information where the 
functioning, limitations, governance and relevant outputs of the tool can otherwise be 
effectively assessed.” 

Absatz 94 sollte zudem klarstellen, dass analytische Systeme Entscheidungen unterstützen 
können, die Verantwortung aber beim Verpflichteten verbleibt. Eine Verpflichtung zu 
menschlicher Einzelfallentscheidung sollte nur dort bestehen, wo dies aufgrund der Auswirkung 
und des Risikos der Entscheidung erforderlich ist. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Zu weitgehende Informationsanforderungen könnten den Einsatz leistungsfähiger externer 
Systeme erschweren, den Wettbewerb zwischen Technologieanbietern einschränken und 
insbesondere kleinere Verpflichtete benachteiligen, die keine eigenen Modelle entwickeln 
können. 

16. Zusammenspiel mit weiteren AMLA-Instrumenten 
Die Leitlinien verweisen auf mehrere weitere, teilweise noch nicht finalisierte Instrumente, 
insbesondere zu unternehmensweiten Risikoanalysen, internen Strategien und Kontrollen, 
Kundenprüfungsmaßnahmen, Geschäftsbeziehungen, Verdachtsindikatoren, Auslagerungen 
und der Inanspruchnahme anderer Verpflichteter. 

Wir regen an, diese Instrumente inhaltlich und zeitlich aufeinander abzustimmen. Verpflichtete 
sollten nicht gezwungen sein, Systeme und Verfahren mehrfach in kurzen Abständen 
anzupassen, weil relevante Detailvorgaben erst nach der Finalisierung der vorliegenden 
Leitlinien veröffentlicht werden. 

Widersprüche und Doppelprüfungen sollten durch eindeutige Verweise und eine einheitliche 
Terminologie vermieden werden. Insbesondere die Begriffe „transaction“, „activity“, „triggering 
event“, „material change“, „monitoring output“ und „effective outcome“ sollten über die 
verschiedenen AMLA-Instrumente hinweg konsistent verwendet werden. 

17. Übergangs- und Umsetzungsfrist 
Die Leitlinien sollen nach den Angaben im Consultation Paper im vierten Quartal 2026 finalisiert 
werden. Damit verbleibt bis zur grundsätzlichen Anwendbarkeit der AMLR am 10. Juli 2027 nur 
ein kurzer Zeitraum für Gap-Analysen, Anpassungen interner Richtlinien, technische 
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Entwicklungen, Datenanbindungen, Modellvalidierungen, Vertragsänderungen mit 
Dienstleistern und Vertriebspartnern sowie Mitarbeiterschulungen. (EUR-Lex) 

Wir regen daher eine Umsetzungsfrist von mindestens zwölf Monaten ab Veröffentlichung der 
finalen Leitlinien an. Soweit die unmittelbar aus der AMLR folgenden Pflichten bereits ab 10. Juli 
2027 gelten, sollte für zusätzliche technische oder organisatorische Konkretisierungen der 
Leitlinien eine angemessene aufsichtsrechtliche Implementierungsphase vorgesehen werden. 

Die Umsetzungsfrist sollte erst beginnen, wenn auch jene Level-2- und Level-3-Instrumente final 
vorliegen, die für die konkrete Ausgestaltung der laufenden Überwachung wesentlich sind. 

Vorgeschlagene Regelung: 

“Competent authorities should allow obliged entities an implementation period of at least 12 
months from the publication of the final Guidelines for material changes to systems, data 
architecture, models, contractual arrangements and governance frameworks, without prejudice 
to the directly applicable requirements of the AMLR.” 

18. Antworten auf die Konsultationsfragen 
Frage 1 – Risikobasierter Ansatz in Guideline 1 

Guideline 1 unterstützt grundsätzlich einen risikobasierten Ansatz. Positiv sind insbesondere die 
flexible Wahl der Informationsquellen, die Anpassung der Prüfungstiefe und der Verzicht auf eine 
automatische Neueinholung abgelaufener Identitätsdokumente. 

Klarstellungsbedarf besteht hinsichtlich der Möglichkeit vereinfachter periodischer 
Überprüfungen bei stabilen, nicht hochriskanten Geschäftsbeziehungen und hinsichtlich der 
Materialität anlassbezogener Änderungen. 

Frage 2 – Herausforderungen bei der Anwendung von Guideline 1 

Herausforderungen bestehen insbesondere bei: 

• der Abgrenzung zwischen bloß veralteten Einzelinformationen und einer tatsächlichen 
Unmöglichkeit, die Sorgfaltspflichten zu erfüllen; 

• den Rechtsfolgen fehlender Kundenreaktionen; 
• der Anwendung horizontaler Anforderungen auf langfristige, objektbezogene 

Finanzierungen; 
• der Vermeidung unnötiger Mehrfacherhebungen und zusätzlicher personenbezogener 

Daten. 
Die vorgeschlagenen Ergänzungen zu den Absätzen 14, 16, 20 und 30 würden diese 
Herausforderungen wesentlich reduzieren. 
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Frage 3 – Auswirkungen von Guideline 1 auf Kosten und Prozesse 

Eine belastbare Einordnung in die von AMLA vorgegebenen prozentuellen Kostenbandbreiten ist 
auf Grundlage der derzeit vorliegenden Informationen nicht möglich. Hierfür wären konsolidierte 
Angaben der Mitgliedsunternehmen zu bestehenden Überprüfungsprozessen, 
Kundenbeständen und erforderlichen Systemanpassungen notwendig. 

Qualitativ sind einmalige Aufwendungen insbesondere für Verfahrensanpassungen, 
Datenanalysen, technische Auslöser, Dokumentation und Schulungen zu erwarten. 
Wiederkehrende Kosten können durch zusätzliche Register- und Datenbankabfragen, 
anlassbezogene Überprüfungen und die Bearbeitung von Kundenrückfragen entstehen. 

Der risikobasierte Ansatz bei abgelaufenen Identitätsdokumenten kann demgegenüber 
erhebliche administrative Belastungen vermeiden. 

Frage 4 – Herausforderungen bei Guideline 2 

Guideline 2 ist grundsätzlich geeignet, eine wirksame und risikobasierte Überwachung zu 
unterstützen. Für objektbezogene Finanzierungen sollte jedoch ausdrücklich klargestellt 
werden, dass: 

• keine bankkontenähnliche Echtzeitüberwachung erforderlich ist, wenn der Verpflichtete 
keine entsprechenden Transaktionen ausführt oder kontrolliert; 

• vertragliche Zahlungspläne und Lebenszyklusereignisse als Überwachungsgrundlage 
dienen können; 

• funktionale Koordination nicht zwingend eine technische Vollintegration aller Systeme 
erfordert; 

• dokumentierte Datenbeschränkungen nicht als Mangel gelten, wenn angemessene 
Alternativmaßnahmen bestehen. 

Frage 5 – Automatisierte und fortgeschrittene analytische Verfahren 

Die Bestimmungen sind überwiegend technologieneutral und flexibel. Änderungsbedarf besteht 
insbesondere bei: 

• der möglichen Automatisierungsvermutung in Absatz 46; 
• der pauschalen Beschränkung automatisierter Schließungen in Absatz 78; 
• den Anforderungen an Informationen externer Anbieter in Absatz 91; 
• der Anerkennung gruppenweiter und unabhängiger Validierungen. 

 
Frage 6 – Auswirkungen von Guideline 2 auf die Kosten 

Eine belastbare prozentuelle Kostenschätzung kann ohne strukturierte Erhebung bei den 
Mitgliedsunternehmen nicht abgegeben werden. 

Als wesentliche einmalige Kostenfaktoren kommen insbesondere Daten-Mapping, 
Schnittstellen, Anpassungen von Überwachungsszenarien, Validierungen, Governance-
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Dokumentation sowie Änderungen von Dienstleister- und Vertriebsverträgen in Betracht. 
Wiederkehrende Kosten können aus Datenqualitätskontrollen, regelmäßigen Tests, der 
Bearbeitung zusätzlicher Hinweise und höheren Dokumentationsanforderungen resultieren. 

Die tatsächlichen Kosten hängen wesentlich davon ab, ob die Leitlinien konsequent risikobasiert 
ausgelegt werden oder faktisch bankkontenähnliche Systeme und umfassende technische 
Integrationen verlangt werden. 

Frage 7 – Weitere Vereinfachungsmöglichkeiten 

Wir regen insbesondere folgende Vereinfachungen an: 

1. ausdrückliche Anerkennung von vertrags- und ereignisbasierten 
Überwachungsmodellen für objektbezogene Finanzierungen; 

2. eine klare Materialitätsschwelle für anlassbezogene Überprüfungen; 
3. vereinfachte periodische Überprüfungen für stabile, nicht hochriskante 

Geschäftsbeziehungen; 
4. Anerkennung zentraler Konzern- und Anbieterprüfungen; 
5. risikobasierte automatisierte Schließung einfacher Hinweise; 
6. klare Abgrenzung zwischen Vertriebspartnern und ausgelagerten AML-Funktionen; 
7. eine mindestens zwölfmonatige Implementierungsphase für wesentliche System- und 

Prozessänderungen. 

19. Schlussbemerkung 
Wir begrüßen grundsätzlich den von AMLA verfolgten risikobasierten, verhältnismäßigen und 
technologieneutralen Ansatz. Damit die Leitlinien dieses Ziel auch in der praktischen 
Anwendung erreichen, sollten die Besonderheiten objektbezogener Finanzierungen 
ausdrücklich berücksichtigt werden. 

Insbesondere sollte klargestellt werden, dass die Wirksamkeit einer laufenden Überwachung 
nicht anhand der technischen Komplexität eines Systems oder der Zahl erzeugter Hinweise zu 
beurteilen ist. Maßgeblich muss sein, ob die für das konkrete Geschäftsmodell relevanten 
Risiken rechtzeitig erkannt, nachvollziehbar beurteilt und erforderlichenfalls eskaliert werden. 

Wir regen daher an, die vorgeschlagenen Klarstellungen und Formulierungsänderungen in die 
finalen Leitlinien aufzunehmen und für deren Umsetzung eine angemessene, mit den weiteren 
AMLA-Instrumenten abgestimmte Übergangsfrist vorzusehen. 

 

mailto:voel@leasingverband.at

	Executive Summary
	Inhaltsübersicht
	1. Besonderheiten des Leasinggeschäfts
	2. Allgemeine Grundsätze und Verhältnismäßigkeit – Absätze 1 bis 10
	3. Aktualisierung von Kundendaten und Informationsquellen – Absätze 12 bis 15
	4. Abgelaufene Identitätsdokumente – Absätze 16 bis 18
	5. Periodische Aktualisierung, Mittelherkunftsprüfung – Absätze 19 bis 23
	6. Anlassbezogene Überprüfungen – Absätze 24 bis 29
	7. Einschränkung oder Beendigung der Geschäftsbeziehung – Absätze 30 bis 33
	8. Transaktions- und Aktivitätsüberwachung – Absätze 34 bis 45
	9. Sanktionen-Compliance
	10. Händler, Vermittler, Vertriebsnetze und Konzernstrukturen – Absatz 37
	12. Kundenprofile und erwartetes Verhalten – Absätze 51 bis 57
	13. Bewertung und automatisierte Schließung von Überwachungsergebnissen – Absätze 77 bis 79
	14. Interne Kontrollen, Datenqualität und laufende Validierung – Absätze 80 bis 86
	15. Einsatz von Technologie, künstlicher Intelligenz und Drittanbietern – Absätze 87 bis 95
	16. Zusammenspiel mit weiteren AMLA-Instrumenten
	17. Übergangs- und Umsetzungsfrist
	18. Antworten auf die Konsultationsfragen
	19. Schlussbemerkung

